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In Baselland wird in den kommenden Monaten das Projekt KITAplus eingeführt. Den An-
fang hat dieses Projekt 2012 im Kanton Luzern genommen. Es handelt sich hierbei um ein 
Programm, welches Rahmenbedingungen schafft, damit Kinder mit besonderen Bedürf-
nissen so weit als möglich in bestehende Kitas und entsprechend in den normalen Kita- 
Alltag integriert werden können. Wenn Kinder sich nicht wie erwartet entwickeln oder eine 
Beeinträchtigung festgestellt wird, so ist das für die Eltern meist ein grosser Einschnitt in 
das bestehende Leben. Ihr Alltag muss oft umgestellt werden und bis heute finden sich 
nur wenige familienergänzende Betreuungseinrichtungen für Kinder mit einer Beeinträch-
tigung. Umso begrüssenswerter ist das Projekt KITAplus. Dabei werden Eltern, Kinder und 
Kitamitarbeitende von speziell geschulten Heilpädagogischen Früherzieherinnen begleitet 
und unterstützt. Es handelt sich hierbei aber nicht um ein spezielles Integrationspro-
gramm, sondern um bestehende Regelstrukturen, welche so weiterentwickelt werden, 
dass sie von Kindern mit besonderen Bedürfnissen mitbenutzt werden können. Das Pro-
jekt, welches auch schon einen Anerkennungspreis erhalten hat, wird nun also erfreuli-
cherweise auch bei uns im Kanton, in einzelnen Gemeinden, eingeführt.  

Dazu gibt es jedoch bezüglich Finanzierung noch einige offene Fragen. Die geplante Re-
gelung bezügliche Kosten des Zusatzaufwandes für die Kindertagesstätten ist nicht ab-
schliessend geklärt. So sieht sie vor, dass die Gemeinden sich auf freiwilliger Basis mit 
30.- Franken an den Kosten für die Familien beteiligen können. In anderen Kantonen wer-
den die Kosten von unterschiedlichen Institutionen übernommen. Beispielsweise durch 
Gemeinden, Stiftungen, den Kanton etc.  

Die in Baselland geplante Kostenbeteiligung durch Gemeinden beruht auf Freiwilligkeit 
und hat keine gesetzliche Grundlage. So bleibt es den jeweiligen Gemeindeeigenen Gre-
mien überlassen, ob sie sich allenfalls beteiligen möchten oder nicht. Dies wirft auch die 
Frage der Ungleichbehandlung der betroffenen Familien je nach Wohnort auf.  
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Es scheint auch unklar, wer letztlich für die Zusatzbeiträge aufkommen soll, müssen das 
die Gemeinden sein oder ist es allenfalls machbar, dass die Behindertenhilfe einen Teil 
mitträgt.  

Um eine saubere Finanzierung zu garantieren und den Erziehungsberechtigten unabhän-
gig ihres Wohnortes eine deckungsgleiche Unterstützung zukommen zu lassen, folgender 
Antrag: 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Beteiligung der Gemeinden an das Projekt 
KITAplus zu regeln und wenn nötig entsprechende kantonale Gesetzesgrundlagen 
(FEB/ Behindertenhilfegesetz) anzupassen.  

 

Liestal, 26. September 2019 

Unterschrift:    

 

Einreichen der persönlichen Vorstösse: 
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